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1. Zweites Bürokratieentlastungs gesetz 
verabschiedet

Am 30.3.3017 verabschiedete der Bundestag das „Gesetz zur Entla-
stung insbesondere der mittelständischen Wirtschaft von Bürokra-
tie“ (Zweites Bürokratieentlastungsgesetz). Damit sollen Erleichte-
rungen für die Wirtschaft geschaffen werden. Zu den wichtigsten 
Neuregelungen zählen:

Lieferscheine: Die Aufbewahrungsfrist bei empfangenen Liefer-
scheinen endet mit dem Erhalt der Rechnung bzw. für abgesandte 
Lieferscheine mit dem Versand der Rechnung. Dies gilt jedoch dann 
nicht, wenn sie als Buchungsbelege herangezogen werden. Liefer-
scheine sind häufi g Bestandteile der Rechnung. Erfolgt in der Rech-
nung ein Verweis auf den Lieferschein, ist dieser Teil der Rechnung 
und 10 Jahre aufzubewahren!  

Aufzeichnungspfl icht für „Geringwertige Wirtschaftsgüter (GWG)“: 
Der Gesetzgeber hat eine Erleichterung bei den Aufzeichnungs-
pfl ichten für sofort abgeschriebene GWG in das Gesetz eingefügt. 
Danach sind bestimmte Aufzeichnungen nur noch für Wirtschafts-
güter mit einem Wert über 250 € erforderlich. Diese Wertgrenze 
gilt jedoch erstmals für Wirtschaftsgüter, die nach dem 31.12.2017 
angeschafft, hergestellt oder in ein Betriebsvermögen eingelegt 
werden.

Lohnsteueranmeldung: Der Grenzbetrag für die quartalsweise Ab-
gabe der Lohnsteuer-Anmeldung wurde von 4.000 € auf 5.000 € 
angehoben. 

Kurzfristig Beschäftigte: Wegen der Anpassung des Mindestlohns 
auf 8,84 € kam es zur zwangsweisen Anhebung der Pauschalie-
rungsgrenze für kurzfristig Beschäftigte. Danach gilt ab 2017 ein 
durchschnittlicher Tageslohns i. H. 72 € (vorher 68 €). 

Kleinbetragsrechnungen: Die für die Praxis relevante umsatzsteu-
erliche Wertgrenze für Kleinbetragsrechnungen wird von 150 € auf 
250 € angehoben. Der Gesetzentwurf sah noch eine Anhebung auf 
200 € vor.
Eine sog. Kleinbetragsrechnung, deren Gesamtbetrag (jetzt neu) 
250 € nicht übersteigt, muss, damit es umsatzsteuerrechtlich aner-
kannt wird, mindestens folgende Angaben enthalten:

 » vollständige Namen und vollständige Anschrift des leistenden 
Unternehmers,

 » Ausstellungsdatum,
 » Menge und Art der gelieferten Gegenstände oder Umfang und 

Art der Leistung
 » Entgelt und darauf entfallenden Steuerbetrag für die Lieferung 

oder Leistung in einer Summe (Bruttobetrag) sowie den anzu-
wendenden Steuersatz oder im Fall einer Steuerbefreiung einen 
Hinweis darauf, dass für die Lieferung oder sonstige Leistung 
eine Steuerbefreiung gilt.

Nicht angegeben werden brauchen im Gegensatz zu Rechnungen 
über 250 €: Nettobetrag, Umsatzsteuerbetrag, Name und Anschrift 
des Leistungsempfängers, Zeitpunkt der Lieferung, Steuer- bzw. 
Rechnungsnummer.

Fälligkeitsregelung in der Sozialversicherung: Die Neuregelungen 
enthalten auch eine Anpassung im Sozialgesetzbuch bei der Fällig-
keitsregelung für Gesamtsozialversicherungsbeiträge. Danach ent-
fällt die Schätzung der Werte bei bestimmten Unternehmen. Bei-
träge, deren tatsächlicher Wert für den aktuellen Monat noch nicht 
bekannt ist, können nach dem Wert für den Vormonat festgelegt 
werden. Die sich ergebenden Abweichungen zur tatsächlichen Bei-
tragsschuld müssen jedoch in der Entgeltabrechnung des Folgemo-
nats rechnerisch noch abgezogen oder addiert werden. 

Anmerkung: Die Neuregelungen treten rückwirkend zum 1.1.2017 
in Kraft. Eine Ausnahme bildet die Aufzeichnungspfl icht für GWG, 
die erst zum 1.1.2018 wirksam wird. 



2. Außergewöhnliche Belastungen steuerlich 
besser ansetzbar

Der steuerliche Abzug außergewöhnlicher Belastungen ist nur mög-
lich, wenn der Steuerpfl ichtige mit überdurchschnittlich hohen 
Aufwendungen (z. B. Krankheitskosten) belastet ist. Die „zumutba-
re Belastung“ wird in 3 Stufen (Stufe 1 bis 15.340 €, Stufe 2 bis 
51.130 €, Stufe 3 über 51.130 € Gesamtbetrag der Einkünfte) nach 
einem bestimmten Prozentsatz (abhängig von Familienstand und 
Kinderzahl) bemessen (1 bis 7 %). Der Prozentsatz beträgt z. B. bei 
zusammenveranlagten Ehegatten mit einem oder zwei Kindern 2 % 
(Stufe 1), 3 % (Stufe 2) und 4 % (Stufe 3).

Nach einem Urteil des Bundesfi nanzhofs (BFH) vom 19.1.2017 wird 
jetzt nur noch der Teil des Gesamtbetrags der Einkünfte, der den 
im Gesetz genannten „Stufengrenzbetrag“ übersteigt, mit dem je-
weils höheren Prozentsatz belastet. 

Danach erfasst z. B. der Prozentsatz für Stufe 3 nur den 51.130 € 
übersteigenden Teilbetrag der Einkünfte. Bislang gingen demgegen-
über Finanzverwaltung und Rechtsprechung davon aus, dass sich 
die Höhe der zumutbaren Belastung einheitlich nach dem höheren 
Prozentsatz richtet, sobald der Gesamtbetrag der Einkünfte eine der 
genannten Grenzen überschreitet. Danach war der höhere Prozent-
satz auf den Gesamtbetrag aller Einkünfte anzuwenden.

Maßgebend für die Entscheidung des BFH waren insbesondere der 
Wortlaut der Vorschrift, der für die Frage der Anwendung eines be-
stimmten Prozentsatzes gerade nicht auf den „gesamten Gesamtbe-
trag der Einkünfte“ abstellt, sowie die Vermeidung von Härten, die 
bei der Berechnung durch die Finanzverwaltung entstehen konnten, 
wenn eine vorgesehene Stufe nur geringfügig überschritten wurde.

Das Urteil des BFH betrifft zwar nur den Abzug außergewöhnlicher 
Belastungen, ist aber im Anwendungsbereich dieser Vorschrift nicht 
auf die Geltendmachung von Krankheitskosten beschränkt. Die Ent-
scheidung hat weitreichende Bedeutung, da Steuerpfl ichtige nun in 
der Regel früher und in größerem Umfang durch ihnen entstandene 
außergewöhnliche Belastungen steuerlich entlastet werden.

3. Anforderungen an eine rück wirkende 
Rechnungskorrektur

Mit Urteil vom 20.10.2016 gibt der Bundesfi nanzhof (BFH) – auf-
grund von Vorgaben durch den Europäischen Gerichtshof (EuGH) 
– seine Rechtsprechung auf und lässt eine rückwirkende Rech-
nungskorrektur auf den Zeitpunkt der Rechnungsausstellung zu. Die 
Berichtigung kann bis zum Schluss der letzten mündlichen Verhand-
lung vor dem Finanzgericht erfolgen. 

Damit der Rechnungsberichtigung Rückwirkung zukommt, muss 
das Ausgangsdokument allerdings über bestimmte Mindestanga-
ben verfügen. Voraussetzung für eine rückwirkende Berichtigung 
ist nach Auffassung des Finanzgerichts Münster (FG) aber, dass die 
wesentlichen Rechnungsbestandteile, wie z. B. Angaben zum Rech-
nungsaussteller, zum Leistungsempfänger, zur Leistungsbeschrei-
bung, zum Entgelt und zur gesondert ausgewiesenen Umsatzsteuer 
in dem Rechnungs-Dokument enthalten waren und dieses damit 
überhaupt berichtigungsfähig ist.

Problematisch wird es dann, wie das Urteil des FG zeigt, wenn der 
Rechnungsempfänger nicht oder nicht eindeutig in der Rechnung 
aufgeführt ist. Hier liegt nach Auffassung des FG keine rückwirkende 
Rechnungsberichtigung vor, denn die in der Vergangenheit ausge-
stellten Rechnungen, die den Leistungsempfänger nicht ausweisen, 
sind nicht berichtigungsfähig. Es handelt sich daher bei den neu 

vorgelegten Rechnungen um erstmalige Rechnungen, aus denen ein 
Vorsteuerabzug allenfalls – bei Vorliegen aller Voraussetzungen – im 
Jahr der Ausstellung dieser Rechnungen möglich ist. Die Angabe des 
zutreffenden „Leistungsempfängers“ gehört zu den unverzichtba-
ren Mindestanforderungen, die erfüllt sein müssen, um überhaupt 
von einer berichtigungsfähigen Rechnung auszugehen.

Anmerkung: Die Revision zum BFH wird zugelassen, da die Folge-
rungen aus der neuesten EuGH-Rechtsprechung und insbesondere 
die Frage, welche (Mindest-)Rechnungsanforderungen an ein zu-
nächst erteiltes (Rechnungs-)Dokument erfüllt sein müssen, damit 
dieses überhaupt berichtigungsfähig ist, bislang nicht geklärt sind.

4. Ferienjobs als „kurzfristige“ Minijobs

„Kurzfristige Minijobs“ sind begehrt bei Arbeitnehmern, insbeson-
dere auch bei Ferienjobbern und deren Arbeitgebern. Sie sind nicht 
– wie die regulären Minijobs – auf 450 € im Monat begrenzt; auf 
den Verdienst kommt es bei einem kurzfristigen Minijob nicht an. Sie 
sind in der Kranken-, Pfl ege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung 
versicherungs- und beitragsfrei. Arbeitgeber und Aushilfen zahlen 
also keine Sozialversicherungsbeiträge.

Dafür gelten für diese Minijobber andere Regeln: Ein kurzfristiger 
Minijob ist von vornherein auf maximal 3 Monate begrenzt, wenn 
Ihr Minijobber an mindestens 5 Tagen pro Woche arbeitet, oder 
70 Arbeitstage, wenn er regelmäßig weniger als an 5 Tagen wö-
chentlich beschäftigt ist. Diese Zeitgrenzen gelten generell für alle 
kurzfristigen Minijobs innerhalb eines Kalenderjahres, aber auch 
für jahresübergreifende Beschäftigungen, die von vornherein auf 
3 Monate oder 70 Arbeitstage befristet sind. 

Bitte beachten Sie! 

 » Tage mit bezahlter Freistellung von der Arbeitsleistung (wie 
z. B. Tage mit Entgeltfortzahlung, Urlaubs- und Feiertage oder 
Tage der Freistellung zum Abbau von Guthabenstunden) sind bei 
der Prüfung der Zeitgrenzen für einen kurzfristigen Minijob zu 
berücksichtigen. 

 » Arbeitet die Aushilfe länger als 3 Monate oder 70 Arbeitstage, ist 
die Beschäftigung kein kurzfristiger Minijob mehr. Ein kurzfristi-
ger Minijob liegt ab dem Zeitpunkt nicht mehr vor, wenn Sie als 
Arbeitgeber absehen können, dass Ihre Aushilfe die Zeitgrenzen 
von drei Monaten bzw. 70 Arbeitstagen überschreitet.

 » Für kurzfristige Minijobs bis zum 31.12.2014 und ab dem 
1.1.2019 gelten die Zeitgrenzen von 2 Monaten bzw. 50 Arbeits-
tagen.

 » Kurzfristige Minijobs können individuell nach der Steuerklasse 
oder – unter weiteren Voraussetzungen – mit 25 % pauschal 
besteuert werden.

 » Wer berufsmäßig arbeitet, darf nicht kurzfristig – also versiche-
rungsfrei – beschäftigt werden. Berufsmäßigkeit heißt, dass die 
Beschäftigung nicht von untergeordneter wirtschaftlicher Be-
deutung ist, sondern damit den Lebensunterhalt sichert. 

 » Bitte lassen Sie sich vor Einstellung einer kurzfristigen Beschäf-
tigung beraten!

5. Wenn mehrere Steuerpfl ichtige ein 
häusliches Arbeitszimmer nutzen

Bislang ist der Bundesfi nanzhof (BFH) von einem objektbezogenen 
Abzug der Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer ausge-
gangen. Die abziehbaren Aufwendungen waren hiernach unabhän-
gig von der Zahl der nutzenden Personen auf insgesamt 1.250 € im 
Jahr begrenzt.



In zwei Entscheidungen vom 15.12.2016 macht der BFH nunmehr 
eine Kehrtwende zugunsten der Steuerpfl ichtigen, die mit weiteren 
Personen ein häusliches Arbeitszimmer nutzen. Nach diesen Ent-
scheidungen ist die Höchstbetragsgrenze von 1.250 € im Jahr per-
sonenbezogen anzuwenden, sodass jeder von ihnen seine Aufwen-
dungen hierfür bis zu dieser Obergrenze einkünftemindernd geltend 
machen kann. 

Im ersten Fall stellte der BFH fest, dass der auf den Höchstbetrag 
von 1.250 € begrenzte Abzug der Aufwendungen für ein häusliches 
Arbeitszimmer jedem Steuerpfl ichtigen zu gewähren ist, dem für 
seine betriebliche oder berufl iche Tätigkeit kein anderer Arbeitsplatz 
zur Verfügung steht, wenn er in dem Arbeitszimmer über einen Ar-
beitsplatz verfügt und die geltend gemachten Aufwendungen getra-
gen hat. Zudem stellt er klar, dass die Kosten bei Ehegatten jedem 
Ehepartner grundsätzlich zur Hälfte zuzuordnen sind, wenn sie bei 
hälftigem Miteigentum ein häusliches Arbeitszimmer gemeinsam 
nutzen. 

Im zweiten Fall betont der BFH darüber hinaus, dass für den Ab-
zug der Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer feststehen 
muss, dass dort überhaupt eine berufl iche oder betriebliche Tätig-
keit entfaltet wird. Außerdem muss der Umfang dieser Tätigkeit es 
glaubhaft erscheinen lassen, dass der Steuerpfl ichtige hierfür ein 
häusliches Arbeitszimmer vorhält. 

6. Steuerliche Voraussetzungen bei  
elektronischen Kassen

Beim Einsatz von Registrier- oder PC-Kassensystemen muss der 
Steuerpfl ichtige für eine sachgerechte und insbesondere die Voll-
ständigkeit und Unveränderbarkeit gewährleistende Struktur und 
Organisation seiner Aufzeichnungen sorgen. Er ist für die Einhaltung 
der Ordnungsmäßigkeitsvo raussetzungen selbst verantwortlich. Eine 
Verpfl ichtung zum Einsatz elek tronischer Kassen besteht nicht. 

Wird eine elektronische Kasse geführt, müssen – spätestens seit dem 
1.1.2017 – alle Einzeldaten, die durch die Nutzung der Kasse ent-
stehen, während der Aufbewahrungsfrist von 10 Jahren – jederzeit 
verfügbar, unverzüglich lesbar und maschinell auswertbar – auf-
bewahrt werden.

Zudem müssen alle zum Verständnis der Einzeldaten erforderli-
chen Organisationsunterlagen (z. B. Handbücher, Bedienungs- und 
Programmieranleitung) vorgehalten werden. Die Finanzverwaltung 
verlangt, dass originär digitale Daten (wie die Kasseneinzeldaten) 
auf einem maschinell verwertbaren Datenträger (z. B. CD, DVD, 
USB-Stick) zur Verfügung gestellt werden. Der Grundsatz der Un-
veränderbarkeit gilt für sämtliche digitale Daten und damit auch für 
Daten elektronischer Kassen. 

Bitte beachten Sie! Ältere Kassensysteme (z. B. elektronische Re-
gistrierkassen mit Papier- oder elektronischem Journal ohne Mög-
lichkeit zur Einzeldatenspeicherung) erfüllen die oben genannten 
Vorgaben nicht und dürfen damit nicht mehr eingesetzt werden. 
Organisationsunterlagen und Daten der „Alt-Kassen“ sind weiterhin 
für steuerliche Zwecke während der Dauer der Aufbewahrungsfrist 
vorzuhalten. Grundsätzlich wird empfohlen, neben dem Vorgenann-
ten auch die „Alt-Kasse“ weiterhin aufzubewahren. 

7. Tägliches Auszählen bei einer offenen 
Ladenkasse

Die Ordnungsmäßigkeit der Kassenbuchführung erfordert bei Bar-
einnahmen, die ähnlich einer offenen Ladenkasse erfasst werden, 

einen täglichen Kassenbericht, der auf der Grundlage eines tatsäch-
lichen Auszählens der Bareinnahmen erstellt worden ist. 
 
Mit Beschluss vom 16.12.2016 stellt der Bundesfi nanzhof (BFH) 
nunmehr klar, dass so weit die in seiner Entscheidung vom 25.3.2015 
gewählte Formulierung in der Praxis teilweise dahingehend „miss-
verstanden“ wird, dass über den Kassenbericht hinaus ein „Zählpro-
tokoll“ gefordert wird, in dem die genaue Stückzahl der vorhandenen 
Geldscheine und -münzen aufzulisten ist, die dortige Formulierung 
– die im Übrigen den Begriff „Zählprotokoll“ nicht enthält – nicht 
als Neuorientierung der Rechtsprechung angesehen werden kann. 
Erforderlich, aber auch ausreichend ist ein Kassenbericht, der auf der 
Grundlage eines tatsächlichen Auszählens erstellt worden ist.

Anmerkung: Auch wenn der BFH nicht explizit ein „Zählprotokoll“ 
fordert, stellt es grundsätzlich eine bessere Übersicht und einen 
Nachweis für den Geldbestand am Ende des Tages dar. Das emp-
fi ehlt auch die Oberfi nanzdirektion Karlsruhe in ihrem Schreiben 
vom 26.10.2016.

8. Schätzung der Arbeitskosten bei 
haushaltsnahen Dienstleistungen

Die Einkommensteuer ermäßigt sich – auf Antrag – für die Inan-
spruchnahme von Handwerkerleistungen für Renovierungs-, Er-
haltungs- und Modernisierungsmaßnahmen, die im Haushalt des 
Steuerpfl ichtigen erbracht werden, um 20 %, höchstens 1.200 €. Die 
Ermäßigung gilt jedoch nur für die Arbeitskosten; Materialkosten 
werden nicht berücksichtigt.

Das Sächsische Finanzgericht (FG) musste sich mit der Frage ausei-
nandersetzen, inwiefern eine Schätzung der „Arbeitskosten“ zulässig 
ist, wenn diese nicht explizit aus der Rechnung zu entnehmen, dem 
Grund nach aber sicher angefallen sind. Im entschiedenen Fall be-
gehrte ein Steuerpfl ichtiger die Berücksichtigung eines als „Baukos-
tenzuschuss” bezeichneten Rechnungsbetrages für die „Herstellung 
der Mischwasserleitung” als Bestandteil des Anschlusses des Grund-
stücks an die öffentliche Abwasserentsorgungsanlage in Höhe von 
(geschätzten) 60 % als Handwerkerleistung.

In der dazu ergangenen Entscheidung stellte das FG fest, dass die 
geltend gemachten Aufwendungen in Höhe von 60 % in dieser Höhe 
als zu berücksichtigender Anteil der geschätzten Arbeitskosten als 
Handwerkerleistungen für die Modernisierungsmaßnahme anzuer-
kennen sind. Denn die mit der Herstellung der Mischwasserleitung 
als notwendiger Teil der Arbeiten des Anschlusses des Haushalts der 
Steuerpfl ichtigen an das öffentliche Entsorgungsnetz verbundenen 
Tiefbauarbeiten verursachen regelmäßig höhere Arbeitskosten als 
Materialkosten. 

Anmerkung: Gegen das Urteil wurde Revision eingelegt, die nun-
mehr beim Bundesfi nanzhof unter dem Aktenzeichen VI R 18/16 
aufgenommen wurde. Betroffene Steuerpfl ichtige können sich auf 
das anhängige Verfahren berufen.

9. Einkünfteerzielungsabsicht bei 
Ferienwohnungen

Erneut musste sich der Bundesfi nanzhof mit der Einkünfteerzie-
lungsabsicht und der damit verbundenen Geltendmachung von Wer-
bungskosten bei Ferienwohnungen auseinandersetzen. Dazu stellt er 
in seinem Beschluss vom 9.3.2017 noch einmal klar, dass bei einer 
„Ferienwohnung“ grundsätzlich und typisierend von der Absicht des 
Steuerpfl ichtigen auszugehen ist, einen Einnahmenüberschuss zu 
erwirtschaften, wenn sie ausschließlich an Feriengäste vermietet 



Basiszinssatz: Seit 1.7.2016 = -0,88 %; 1.1.2015 – 30.6.2016 = -0,83 %; 1.7.2014 – 31.12.2014 = -0,73 %.    
(§ 247 Abs. 1 BGB) Ältere Basiszinssätze fi nden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de und dort unter „Basiszinssatz“.

Verzugszinssatz: Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5-%-Punkte
(§ 288 BGB) Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern: 
  abgeschlossen bis 28.7.2014: Basiszinssatz + 8-%-Punkte 
  abgeschlossen ab 29.7.2014: Basiszinssatz + 9-%-Punkte
    zzgl. 40 € Pauschale

Verbraucherpreisindex: 2017: März = 109,0; Februar = 108,8; Januar = 108,1; 2016: Dezember = 108,8; 
 (2010 = 100) November = 108,0; Oktober = 107,9; September = 107,7; August = 107,6; Juli = 107,6
  Ältere Verbraucherpreisindizes fi nden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de – Zahlen und Fakten - Konjunkturindikatoren.

Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann! Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Schreibens erfolgen, 
werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.

und in der übrigen Zeit hierfür bereitgehalten wird. Entsprechend 
sind die erforderlichen Aufwendungen als Werbungskosten anzuer-
kennen.

Weitere Voraussetzung ist, dass das Vermieten die ortsübliche Ver-
mietungszeit von Ferienwohnungen – abgesehen von Vermietungs-
hindernissen – nicht erheblich (d. h. um mindestens 25 %) unter-
schreitet.

Liegen die genannten Voraussetzungen bei einer Ferienimmobilie 
nicht vor, z. B. weil sich der Eigentümer die Selbstnutzung der Feri-
enwohnung vorbehält, ist die Vermietung mit einer auf Dauer aus-
gerichteten Vermietungstätigkeit nicht vergleichbar. Entsprechend  
muss die Einkünfteerzielungsabsicht dann durch eine Prognose 
überprüft werden.

10. TERMINSACHE: Zuordnung eines gemischt 
genutzten Gegenstands/Gebäudes zum 
Unternehmen 

Die Zuordnung eines gemischt genutzten Gegenstands zum Unter-
nehmen – mit entsprechender Vorsteuerabzugsberechtigung – er-
fordert eine durch Beweisanzeichen gestützte Zuordnungsentschei-
dung, die zeitnah zu dokumentieren ist. 

Der Bundesfi nanzhof hat in mehreren Entscheidungen geklärt, dass 
die Zuordnungsentscheidung spätestens und mit endgültiger Wir-
kung in einer „zeitnah“ erstellten Umsatzsteuererklärung für das 
Jahr, in das der Leistungsbezug fällt, nach außen dokumentiert wer-
den kann. Der letztmögliche Zeitpunkt hierfür ist der 31. Mai des 
Folgejahres.

Bitte beachten Sie! Von dieser Regelung sind z. B. Pkw, Gebäude und 
Photovoltaikanlagen betroffen.

11. Einheitlicher Erwerbsgegenstand bei 
der Grunderwerbsteuer

 
Die Finanzbehörde kann nach einer Entscheidung des Bundesfi nanz-
hofs (BFH) vom 25.1.2017 im Wege der Änderung der ursprünglichen 
Steuerfestsetzung die Bauerrichtungskosten zusätzlich zu den Kos-
ten des Grundstücks erwerbs mit Grunderwerbsteuer belasten, wenn 
ein Bauerrichtungsvertrag zeitlich nach dem Grundstückskaufver-
trag und der Festsetzung der Grunderwerbsteuer geschlossen wird.

In dem vom BFH entschiedenen Fall erwarb ein Steuerpfl ichtiger ein 
Grundstück, welches mit einem Reihenhaus bebaut werden sollte. 

Im Grundstückskaufvertrag war bereits festgelegt, nach welchen 
Plänen das Haus errichtet werden sollte. Das Finanzamt  bezog zu-
nächst nur die Kosten für den Grundstückskauf in die Bemessungs-
grundlage für die Grunderwerbsteuer ein. Danach schloss der Steu-
erpfl ichtige einen Bauerrichtungsvertrag mit dem Bauunternehmen. 

Der BFH entschied dazu: Ist der Erwerber eines Grundstücks beim 
Abschluss des Grundstückskaufvertrags hinsichtlich des „Ob“ und 
„Wie“ der Bebauung gebunden, wird das erworbene Grundstück 
erst dann in bebautem Zustand erworben, wenn auch der Bau-
errichtungsvertrag geschlossen ist. Mit dieser Entscheidung stellt 
er klar, dass der Abschluss des Bauerrichtungsvertrags das zunächst 
unbebaute Grundstück rückwirkend auf den Zeitpunkt des Grund-
stückskaufvertrags zu einem bebauten werden lässt und die Bau-
kosten nachträglich im Rahmen der Änderung der ursprünglichen 
Steuerfestsetzung zusätzlich zu den Kosten für den Grundstückskauf 
bei der Festsetzung der Grunderwerbsteuer zu berücksichtigen sind.

12. Belege weiter aufbewahren

Mit dem Gesetz zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens 
will die Bundesregierung bei der Steuererklärung weitgehend ohne 
schriftliche Belege auskommen. Papierbelege – wie beispielsweise 
Spendenquittungen – müssen nicht mehr eingereicht, sondern nur 
noch aufbewahrt werden. Der Zuwendungsempfänger, z. B. ein ge-
meinnütziger Verein, kann die Zuwendungsbestätigung aber auch 
elektronisch an das Finanzamt übermitteln, wenn ihn der Spender 
dazu bevollmächtigt. Die Änderungen gelten für alle Zuwendungen 
der Steuerpfl ichtigen, die dem Zuwendungsempfänger nach 2016 
zufl ießen. Die Belegvorlagepfl ichten werden weitgehend durch Vor-
haltepfl ichten ersetzt.

Bitte beachten Sie! Für Einkommensteuererklärungen einschließ-
lich des Jahres 2016 sind die Belege nach wie vor einzureichen. 

Dazu gehören:

 » Steuerbescheinigungen für Kapitalertragsteuer
 » Steuerbescheinigungen für Kapitalerträge, bei der keine Kirchen-

steuer einbehalten wurde, obwohl Kirchensteuerpfl icht besteht
 » Bescheinigungen über anrechenbare ausländische Steuern
 » Bescheinigungen über vermögenswirksame Leistungen
 » Nachweise der „Unterhaltsbedürftigkeit“
 » Zuwendungsnachweise wie z. B. Spendenbescheinigungen

Die erforderlichen Belege müssen ab dem Veranlagungsjahr 2017 
zwar nicht mehr mit der Einkommensteuererklärung mitgesandt, je-
doch jederzeit der Finanzverwaltung bei Nachfragen zur Verfügung 
gestellt werden. Es entfällt nicht die Aufbewahrungspfl icht!

 


